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Zusammenfassung
Kommunen als wesentliche Akteure der Verkehrswende nut-
zen bei der Planung verstärkt konsultative Öffentlichkeitsbe-
teiligung. Bislang ist jedoch unklar, in welchem Ausmaß sie
Beteiligungsverfahren bei der mobilitätsbezogenen Planung
einsetzen und wie diese gestaltet werden. Der vorliegende
Beitrag schließt diese Wissenslücke aufgrund einer Auswer-
tung der konsultativen, diskursiven Beteiligungsangebote für
mobilitätsbezogene Planungen deutscher Städte seit 2015.
Untersucht wurde in 180 Städten und 350 Verfahren, in wel-
chem Ausmaß und mit welchen Eigenschaften deutsche Kom-
munen konsultative, diskursive Beteiligungsverfahren bei der
mobilitätsbezogenen Planung einsetzen, und welcher mögli-
che Einfluss des jeweiligen Kontexts daraus abgeleitet werden
kann. Untersucht wurden ,beteiligungsaffine‘ Städte mit Leit-
linien für Bürgerbeteiligung, die mit einer Zufallsauswahl aus
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,typischen‘ Kommunen in Nordrhein-Westfalen, Baden-Würt-
temberg und Sachsen sowie den drei deutschen Stadtstaaten
verglichen wurden. Deutlich wird, dass diskursive Konsultatio-
nen zwar regelmäßig durchgeführt werden, vor allem in Kom-
munen mit Leitlinien sowie größeren Städten. In den meisten
Kommunen stellen sie aber noch immer die Ausnahme dar.
Kritisch zu bewerten ist, dass die dabei eingesetzten Forma-
te meist nur bestimmte Gruppen der Bevölkerung erreichen
können und dass sich oft keine Angaben zu den Ergebnissen
der Beteiligung auffinden lassen. Damit kommen die Potenzia-
le diskursiver Bürgerbeteiligung bei der Bewältigung der kom-
munalen Verkehrswende bislang zu wenig zum Tragen.

Schlüsselwörter: Verkehrswende � Bürgerbeteiligung �

kommunale Ebene � Deutschland � Konsultation

The consultation of the public in mobility
projects: An overview of the municipal
participation landscape in Germany

Abstract
Municipalities as key players in the transport transition, local
authorities are increasingly using consultative public partici-
pation in planning. So far, however, it is unclear to what extent
they use participatory processes in mobility-related planning
and how theseare organised. This paper closes this knowledge
gap based on an analysis of the consultative, discursive par-
ticipation processes for mobility-related planning in German
cities since 2015. 180 cities and 350 procedures were analysed
to determine to what extent an what characteristics in Ger-
man municipalities use consultative, discursive participation
procedures in mobility-related planning and what possible in-
fluence of the respective context can be derived from this. The
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study analyses ‘participation-oriented’ cities with guidelines
for citizen participation, which were compared to a random
selection of ‘typical’ municipalities in North Rhine-Westpha-
lia, Baden-Württemberg and Saxony as well as the three Ger-
man city states. It is clear that discursive consultations are car-
ried out regularly, in particular in municipalities with guide-
lines and larger cities. Yet in most cities such processes are
still the exception. Worth criticizing is that the formats used
can usually reach only certain groups of the population and
that for a significant proportion of the processes examined no
information on the results of participation can be found. As
a result, the potential of discursive citizen participation in ad-
dressing the municipal transport transition have not yet been
sufficiently utilised.

Keywords: Mobility transition � Citizen participation �

Municipalities � Germany � Consultation

1 Diskursive Bürgerbeteiligung in der
räumlichen Planung

Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist aus der räumlichen
Planung nicht mehr wegzudenken. Beteiligung an verschie-
denen Bereichen der räumlichen Planungen ist auch Be-
standteil aktueller Leitbilder, wie etwa der Neuen Leipzig
Charta (BBSR 2021) oder der Integrierten Verkehrsplanung
(Schwedes/Rammert 2020). Immer stärker wird über das
formell vorgeschriebene Mindestmaß hinaus beteiligt, zum
einen, weil Beteiligung als Beitrag zu demokratischen Prin-
zipien der Mitbestimmung verstanden wird (Barber 1984),
zum anderen, weil zahlreiche erhoffte Wirkungen der Pla-
nung damit verbunden werden, wie etwa höhere Akzep-
tanz, Konfliktvermeidung, Rechtssicherheit, schnellere Um-
setzung oder auch eine Verbesserung von Lösungen (Selle
2013: 2–3; Vetter/Remer-Bollow 2017: 300).

Konkret geht es in dieser Untersuchung um konsultati-
ve Beteiligungsverfahren, das heißt um Formate, die von
der Kommune (top down) initiiert werden und zu denen
(gegebenenfalls ausgewählte) Bürgerinnen und Bürger ein-
geladen werden, um Input zu einer geplanten Entscheidung
zu geben. Bei diesen Verfahren findet keine formelle Über-
tragung von Entscheidungskompetenzen statt, die Entschei-
dung verbleibt also bei der öffentlichen Hand. Konsultative
Verfahren grenzen sich damit zum einen von reinen Infor-
mationsveranstaltungen ab, zum anderen von Formen di-
rektdemokratischer Mitbestimmung. Letztere finden auf der
lokalen Ebene in Deutschland fast ausschließlich in Form
von Bürgerentscheiden statt. Darüber hinaus gibt es zahl-
reiche weitere Formen solcher aus der Bürgerschaft heraus
organisierten (bottom up) Partizipation, die mehr oder weni-
ger stark institutionalisiert sind (z.B. Demonstrationen oder

Petitionen). Bei den hier untersuchten konsultativen Verfah-
ren werden oft diskursive Formate angewandt, bei denen
Austausch nicht nur zwischen der Öffentlichkeit und der
öffentlichen Hand, sondern auch unter den Teilnehmenden
möglich ist. Diese bieten ein stärkeres Potenzial, demokra-
tische und inhaltliche Ziele zu erreichen, da sie zu Präfe-
renzbildung und Austausch beitragen können (Fung 2006:
68; Alcántara/Bach/Kuhn et al. 2016: 34). Daher sind sie
mittlerweile ein wichtiges Mittel, auf das öffentliche Ver-
waltungen zurückgreifen, um die vielen Planungsprozessen
inhärenten Konflikte zu bewältigen (vgl. Hesse/Kühn 2023)
und welche deshalb in dieser Untersuchung in den Fokus
gerückt werden.

Im Mobilitätsbereich steht die kommunale Planung vor
besonders großem Handlungsdruck. Mit der modernen Mo-
bilität sind zahlreiche externe Kosten verbunden, die Um-
welt und Gesellschaft belasten, sodass die Notwendigkeit
einer sozialökologischen Verkehrswende im Sinne der Be-
kämpfung des Klimawandels unumstritten ist. Der Begriff
„Verkehrswende“ bezeichnet eine Neuorganisation des Ver-
kehrs, insbesondere eine Reduzierung des motorisierten In-
dividualverkehrs und seine teilweise Substituierung durch
den Umweltverbund und neue Organisationsformen. Teil
davon ist die Energiewende im Verkehr, also eine Antriebs-
wende, sowie die Mobilitätswende, die auch sozio-kulturel-
le, ökonomische und räumliche Dimensionen umfasst (Ago-
ra Verkehrswende 2017: 14). Ein großer Teil der Verkehrs-
wende muss auf kommunaler Ebene erfolgen, schließlich ist
diese für die konkrete städtebauliche Entwicklung zustän-
dig, kümmert sich etwa um Bereitstellung und Planung des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) oder die Auftei-
lung des öffentlichen Raums.

Die kommunale Planung verfügt hierzu über zahlreiche
formelle und informelle Instrumente, gleichzeitig ist aller-
dings der Handlungsspielraum durch Vorgaben von höheren
administrativen Ebenen eingeschränkt. Beispielhaft zu nen-
nen sind hier die Straßenverkehrsordnung und das Straßen-
verkehrsgesetz auf Bundesebene, die die Einschränkung des
fließenden Kfz-Verkehrs nur unter sehr engen Bedingungen
ermöglichen. Auch greifen Planungen zur Verkehrswende
automatisch in den Alltag vieler Personen ein und erfor-
dern möglicherweise Verhaltensänderungen, da Mobilität
und Mobilitätsroutinen den Alltag stark strukturieren. In
der Folge führen Projekte zur Verkehrswende oft zu Wider-
ständen. Die politischen und juristischen Auseinanderset-
zungen um die Reduktion des Autoverkehrs in der Berliner
Friedrichstraße (Mayer 2023) oder im Hamburger Stadtteil
Ottensen (Barnickel 2023) seien hier beispielhaft für eine
Vielzahl von Konflikten genannt. So steht die kommunale
Planung vor der Herausforderung, mit beschränkten Hand-
lungsspielräumen und gegen ein jahrzehntelang gewachse-
nes „sozio-technisches System“ (Kutter 2016: 219) des mo-
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torisierten Individualverkehrs so schnell wie möglich neue
Wege einzuschlagen. Dabei werden von Politik, Bürgerin-
nen und Bürgern große Hoffnungen auf Öffentlichkeitsbe-
teiligung gesetzt, um Verständnis und Akzeptanz zu erhö-
hen sowie gemeinsam bessere Lösungen zu finden (Gabriel/
Kersting 2014: 81, 85).

Öffentlichkeitsbeteiligung bei Mobilitätsprojekten ist so-
mit als Untersuchungsgegenstand aus empirischer Perspek-
tive relevant, denn sie wird vermehrt angewandt und ist
immer stärker Teil des Planungsverständnisses. Auch aus
normativer Perspektive ist sie relevant, denn sie kann einen
Beitrag leisten, die Herausforderungen der Verkehrswende
auf kommunaler Ebene zu meistern. Erste Studien zeigen
bereits, dass Beteiligung an mobilitätsbezogener Planung
durchaus einige der in sie gesetzten Hoffnungen erfüllen
kann (Antonson 2014; Chen/Aitamurto 2019), doch gleich-
zeitig zeigen nicht zuletzt die Erfahrungen der Planenden
vor Ort: Partizipation ist kein Allheilmittel zur Lösung von
Konflikten, es kann in der Folge enttäuschter Erwartungen
auch zu einer Verschlechterung von Akzeptanz durch Betei-
ligung kommen, inhaltliche Wirkung bleibt oft beschränkt,
und die Belange marginalisierter Gruppen finden in diesen
Verfahren häufig zu wenig Berücksichtigung (Bickerstaff/
Walker 2005; Boisjoly/Yengoh 2017; Escher/Rottinghaus
2023; Kühn 2023). Welche Ziele sich also tatsächlich durch
Beteiligung erreichen lassen, hängt vom Kontext und der
konkreten Ausgestaltung der Verfahren ab. Bislang ist aller-
dings weitgehend unklar, in welchem Ausmaß Kommunen
überhaupt Beteiligungsverfahren bei der mobilitätsbezoge-
nen Planung einsetzen und welche Eigenschaften diese auf-
weisen. Gerade im Hinblick auf die Herausforderungen der
Verkehrswende ist eine solche Bestandsaufnahme relevant,
um die praktische Bedeutung von Beteiligungsverfahren ab-
zuschätzen und zukünftig die Effekte verschiedener Verfah-
renstypen und -kontexte besser untersuchen zu können.

Die forschungsleitenden Fragen dieses Beitrags lauten
somit:

– Wie viele Kommunen in Deutschland setzen konsultative,
diskursive Beteiligungsverfahren bei der mobilitätsbezo-
genen Planung ein?

– Wie unterscheiden sich diese Verfahren hinsichtlich der
zur Diskussion gestellten Themen, eingesetzten Formate
sowie ihrer Folgen?

– Inwieweit sind Unterschiede zwischen verschiedenen
kommunalen Kontexten (z.B. Einwohnerzahl, Beteili-
gungskultur) zu beobachten, die Hinweise auf mögliche
relevante Einflussfaktoren geben können?

Dazu wird im Folgenden zunächst der Forschungsstand auf-
geführt (Kapitel 2), bevor Kapitel 3 die quantitative Erhe-
bung vorstellt, die als Antwort auf die konstatierten Infor-

mationsdefizite durchgeführt wurde. Die Ergebnisse dieser
Erhebung von Konsultationsverfahren zu Mobilitätsplanun-
gen werden in Kapitel 4 berichtet, zunächst, im Überblick,
für das Ausmaß dieser Verfahren und dann hinsichtlich ihrer
unterschiedlichen Eigenschaften und Folgen. Die Diskussi-
on in Kapitel 5 fasst die Befunde zu vier übergeordneten Er-
kenntnissen zusammen und reflektiert dabei auch die metho-
dischen Herausforderungen. Das Abschlusskapitel 6 ordnet
diese dann kritisch in die eingangs dargestellten Ansprüche
an konsultative Beteiligung an der Mobilitätsplanung ein.

2 Forschungsstand
Betrachtet man die Diskussion sowohl in der Wissenschaft
als auch in der Verwaltungspraxis, so besteht grundsätz-
lich Konsens darüber, dass die Bedeutung konsultativer
Verfahren zur Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern
stark zugenommen hat, insbesondere aufgrund der bereits
eingangs erwähnten damit verbundenen Erwartungen. Das
drückt sich nicht zuletzt darin aus, dass solche Verfahren
zunehmend häufiger eingesetzt werden, wobei ein Schwer-
punkt auf der kommunalen Ebene liegt: Dort ist nicht nur
die Betroffenheit am größten, sondern auch der Spielraum
für die Erprobung solcher Formate. Bereits im Jahr 2013
stellte der Deutsche Städtetag fest: „Die Kommunen haben
sich in den letzten Jahrzehnten zu Laboratorien der Bürger-
beteiligung entwickelt, insbesondere was Eigeninitiative in
Form nicht gesetzlich geregelter, informeller Beteiligungs-
verfahren anbelangt“ (Deutscher Städtetag 2013: 3).

Die zunehmende Rolle von (informeller) Beteiligung
zeigt sich auch in der steigenden Zahl von Kommunen, die
Bürgerbeteiligung systematisch in ihren Planungen veran-
kern. Neben Partizipationsbeauftragten und (Stabs-)Stellen
für Bürgerbeteiligung sind hier insbesondere die Kommu-
nen hervorzuheben, die sich eigene Regeln zur Beteili-
gung geben, häufig durch Leitlinien als Ausdruck einer
freiwilligen Selbstverpflichtung, zum Teil auch durch recht-
lich bindende Satzungen (Allianz Vielfältige Demokratie/
Bertelsmann Stiftung 2017: 7). Nach dem Vorreiter Heidel-
berg, das im Jahr 2012 eine solche Satzung verabschiedet
hat, ist die Zahl dieser Kommunen mit Leitlinien und Sat-
zungen stetig gewachsen. So waren es im Oktober 2019
62, im Juli 2020 bereits 82 und im Sommer 2023 117
Kommunen (inklusive einiger Kreise).1 Eine allgemeine
Entwicklung hin zu mehr Beteiligung kann somit festge-
stellt werden, allerdings sind konkrete Zahlen zum Ausmaß

1 Vgl. https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/kommunale-
beteiligungspolitik/sammlung-kommunale-leitlinien/browse/4/
(09.01.2024).
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eingesetzter Beteiligungsverfahren in Deutschland (und
weltweit) rar. Wie viele Kommunen schon einmal Bür-
gerinnen und Bürger konsultativ beteiligt haben, welche
Themen dabei zur Diskussion gestellt und welche Formate
eingesetzt wurden, ist im Großen und Ganzen unklar. Das
erschwert weitergehende Untersuchungen zu hemmenden
oder fördernden Faktoren beim Einsatz solcher Verfahren.

Erste Ansätze für einen Überblick zum Ausmaß von Be-
teiligungsprozessen sind limitiert. Systematische Erhebun-
gen auf der lokalen Ebene gibt es in Deutschland bislang nur
für das Beteiligungsformat des Bürgerhaushalts, bei dem
die lokale Politik Bürgerinnen und Bürger zu den geplan-
ten Ausgaben des kommunalen Finanzhaushalts konsultiert
bzw., seltener, diesen auch die Entscheidung über ein be-
grenztes Budget einräumt (Nanz/Fritsche 2012: 45). Die-
se Erhebungen werden durch die Bundeszentrale für poli-
tische Bildung auf dem Portal bürgerhaushalt.org erfasst.
Schneider (2018: 176) kommt in seiner Analyse zu dem
Schluss, dass von 2006 bis 2013 insgesamt 119 Kommu-
nen mindestens einmal einen Bürgerhaushalt durchgeführt
hatten (Stand: Februar 2015). Im Sommer 2023 waren es
244 Kommunen.2 In Anbetracht der über 10.000 Gemein-
den in Deutschland wirkt diese Zahl zunächst sehr über-
schaubar, allerdings befinden sich darunter auch Großstäd-
te wie Berlin oder Köln. Darüber hinaus existiert eine Rei-
he weiterer Studien, die sich selektiv mit bestimmten Re-
gionen, bestimmten Beteiligungsformaten oder bestimmten
Themen beschäftigen, die aber für keinen dieser Aspekte
einen systematischen Überblick über die Beteiligungsland-
schaft insgesamt bieten (z.B. das Projekt „Multilaterale
Kommunikation in Prozessen der Stadtentwicklung“, vgl.
Fugmann/Ginski/Selle et al. 2018; Landeszentrale für poli-
tische Bildung Baden-Württemberg 2021). Beispielhaft sei
der Monitor Online-Partizipation des Düsseldorf Instituts
für Internet und Demokratie der Heinrich-Heine-Universi-
tät Düsseldorf genannt (Gladitz/Schöttle/Steinbach et al.
2017; Rottinghaus/Gerl/Steinbach 2020). Zwar wird hier
mit einer Vollerhebung im Paneldesign gearbeitet, jedoch
werden dabei nur online durchgeführte konsultative Beteili-
gungsverfahren in Nordrhein-Westfalen berücksichtigt. Im-
merhin wurde dort von 2016 bis 2019 ein Anstieg der Zahl
der Kommunen festgestellt, die bereits ein Online-Beteili-
gungsverfahren durchgeführt hatten: Insgesamt hatte dort
schon vor Beginn der Corona-Pandemie rund die Hälfte der
Kommunen online konsultiert, die meisten Verfahren betra-
fen Themen der räumlichen Planung. Auch der Blick auf
die Beteiligungslandschaft außerhalb Deutschlands ergibt
kaum belastbare Zahlen. Ansätze zur Sammlung von Fall-

2 Vgl. https://www.bpb.de/themen/stadt-land/buergerhaushalt/
514249/buergerhaushalte-datenbank/ (09.01.2024).

studien wie das kollaborative Participedia Projekt (Fung/
Warren 2011) geben einen Einblick in die Bandbreite von
Bemühungen weltweit, folgen aber keiner systematischen
Datenerhebung und erlauben folglich keine Rückschlüsse
auf die Verbreitung.

Die zentrale Ursache für diesen Mangel an Informationen
zu Beteiligungsverfahren besteht darin, dass es keine zen-
trale Stelle zur Sammlung von solchen Informationen gibt.
Die notwendige systematische Untersuchung ist auf kom-
munaler Ebene mit der Herausforderung konfrontiert, dass
es in Deutschland fast 11.000 Gemeinden gibt, zu denen im
Einzelnen recherchiert werden müsste. Dies schließt eine
Vollerhebung praktisch aus. Eine Untersuchung der loka-
len Ebene muss daher systematisch zu analysierende Fälle
auswählen. Soll das Ziel ein repräsentatives Bild der kom-
munalen Beteiligungslandschaft sein, so muss die Auswahl
zufällig sein. Dabei wird in der Regel nach bestimmten
Größenklassen der Kommunen unterschieden, da mit der
Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner auch die Aufga-
ben und die räumliche Bedeutung der Kommunen wachsen.
Alternativ kann sich die Auswahl auf bestimmte Kommu-
nen beschränken, von denen man sich einen besonderen
Erkenntnisgewinn verspricht. So gingen Gabriel und Kers-
ting (2014) bei ihrer Untersuchung des politischen Engage-
ments in deutschen Kommunen vor, bei denen sie insbeson-
dere beteiligungsaffine Kommunen untersuchten (vgl. Gei-
ßel/Roth/Collet et al. 2014: 27). Für unsere Untersuchung
haben wir uns für eine Kombination beider Ansätze ent-
schieden, die ermöglichen soll, sowohl Aussagen für die
Beteiligungslandschaft in Deutschland zu tätigen, als auch
die spezielle Rolle des Beteiligungskontexts zu beleuchten.
So werden neben einer geschichteten Zufallsauswahl auch
gezielt beteiligungsaffine Kommunen einerseits sowie Stadt-
staaten andererseits betrachtet. Die Datengrundlage wird im
Folgenden näher erläutert.

3 Datengrundlage
Für diese Untersuchung wurden drei Erhebungen durchge-
führt. Zuerst wurden in einer Vollerhebung alle Kommu-
nen untersucht, die sich mit Stand Juli 20203 Leitlinien für
Beteiligung gegeben hatten (im Folgenden auch: Leitlini-
enkommunen). Diese schafften damit einen für diskursive

3 Die Übersicht der Kommunen mit Leitlinien wurde auf Basis
der Informationen des Netzwerks Bürgerbeteiligung erstellt,
die eine laufend aktualisierte Sammlung von Kommunen (ein-
schließlich Kreisen) unterhalten; vgl. https://www.netzwerk-
buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/
sammlung-kommunale-leitlinien/browse/4/ (09.01.2024).
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Tabelle 1 Verteilung der Stadtgröße in den untersuchten Bundesländern (nur Kommunen ab einer Größe von 5000 Einwohnerinnen/
Einwohner)

Größe (EW) Nordrhein-Westfalen Baden-Württemberg Sachsen Deutschland
N
%

N
%

N
%

%

Kleinstadt
(5000-<20.000)

184
46,9

428
80,6

133
84,2

20,9

Mittelstadt
(20.000-<100.000)

178
45,4

94
17,7

22
13,9

5,8

Großstadt
(>= 100.000)

30
7,6

9
1,7

3
1,9

0,74

Gesamt 392
100

531
100

158
100

27,3

Anteil Kommunen unter 5000 1% 51,7% 62,6% 72,6%
Verteilung innerhalb der drei Bundesländer 36,3% 49,1% 14,6% 100%
Statistisches Bundesamt (2021); BBSR (2023)

Beteiligung förderlichen Kontext. Somit wird erwartet, dass
sie das obere Ende des partizipativen Spektrums innerhalb
der deutschen Kommunen abdecken.

Zweitens war das Ziel, zusätzlich zu dieser besonderen
Gruppe von Kommunen einen möglichst repräsentativen
Einblick in die konsultative Beteiligungslandschaft zu Mo-
bilitätsthemen in Deutschland zu erhalten. Dazu wurde in
drei Bundesländern (Baden-Württemberg, Sachsen, Nord-
rhein-Westfalen) aus den Städten mit mindestens 5.000 Ein-
wohnerinnen/Einwohnern eine geschichtete Zufallsstichpro-
be gezogen. Die Beschränkungen auf Städte mit mindes-
tens 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern (EW) sowie
ausgewählte Bundesländer folgt forschungspragmatischen
Gründen, erlaubt aber einen aussagekräftigen Einblick in
die deutsche Beteiligungslandschaft von Kommunen ohne
Leitlinien. So stellen die kleineren Gemeinden zwar eine
große Zahl an Kommunen dar (circa 73% aller rund 10.800
Gemeinden in Deutschland). Gleichzeitig repräsentieren sie
nur einen sehr geringen Teil der Bevölkerung (rund 14%).
Damit steht ein hoher Erhebungsaufwand einer beschränk-
ten Aussagekraft gegenüber. Im Gegensatz dazu machen
Gemeinden mit mindestens 5.000 EW zwar nur rund ein
Viertel aller Gemeinden aus, stellen dafür aber rund 86%
aller Einwohnerinnen und Einwohner. Ein Fokus auf diese
Gruppe bedeutet also, Aussagen für die weit überwiegende
Mehrheit der Bevölkerung treffen zu können.

Diese Städte ohne Leitlinien werden in der Ergebnisdar-
stellung hier als ,typische Städte‘ bezeichnet, da sie stell-
vertretend für die (überwiegende Mehrzahl der) Kommu-
nen in Deutschland stehen, die keine spezielle Regeln für
Bürgerbeteiligung haben. Die drei Bundesländer repräsen-
tieren Flächenländer sowie Kommunen aus West und Ost.
Mit Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen handelt
es sich außerdem um die beiden Bundesländer mit den
meisten Leitlinienkommunen, was dem Vergleich des Kon-
textes (Städten mit und ohne Leitlinien) zugutekommt. In

allen drei Flächenländern wurde eine proportional nach der
Anzahl der Städte in den drei Bundesländern sowie nach
Stadtgröße geschichtete Zufallsstichprobe von 100 Kommu-
nen gezogen. In den drei Bundesländern orientiert sich die
Auswahl an der Verteilung der jeweiligen Stadtgrößen. Für
die Auswahl wurden alle Kommunen mit mindestens 5.000
EW in drei Schichten eingeteilt: Kleinstadt, Mittelstadt und
Großstadt. Aus jeder der drei Schichten wurden zufällig so
viele Kommunen gezogen, wie ihrem relativen Anteil im
jeweiligen Bundesland entspricht (vgl. Tabelle 1). Tabelle 2
gibt die tatsächliche Anzahl der jeweils gezogenen Kom-
munen an. Abweichungen von der Verteilung liegen neben
Rundungsfehlern darin begründet, dass nur Kommunen oh-
ne Leitlinien berücksichtigt wurden.

Die Schichtung nach Größenklassen (Klein-, Mittel-
und Großstadt) orientiert sich dabei an einem etablierten
Vorgehen in der Kommunalforschung (vgl. z.B. van Deth/
Tausendpfund 2013: 18) und berücksichtigt den bereits er-
wähnten Aufgabenzuwachs größerer Kommunen. Darüber
hinaus verfügen diese unter Umständen eher über Res-
sourcen, um Partizipationsverfahren durchzuführen. Durch
die geschichtete Auswahl können Unterschiede zwischen
Kommunen verschiedener Größen festgestellt werden.

Drittens wurden diese beiden Erhebungen ergänzt um
eine Vollerhebung der relevanten Beteiligungsverfahren
in den drei deutschen Stadtstaaten. Diese nehmen eine
Sonderrolle in der kommunalen Landschaft ein, weil sie
als eigenständige Bundesländer über weitergehende Rechte
und Möglichkeiten verfügen als die anderen Kommunen in
Deutschland. Zusätzlich sind diese mit Berlin und Hamburg
auch sehr groß und ressourcenstark. Mit Berlin und Bre-
men haben zwei der drei Stadtstaaten ebenfalls Leitlinien
für Beteiligung formuliert, und auch in Hamburg wurde
eine Ansprechstelle für die Verbesserung der Bürgerbetei-
ligung geschaffen. Hier ergeben sich also theoretisch mehr
Möglichkeiten zur Durchführung von Beteiligung.
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Tabelle 2 Verteilung der Zufallsstichprobe

Größe (EW) Nordrhein-Westfalen Baden-Württemberg Sachsen N Gesamt
N % N % N %

Kleinstadt
(5000-<20.000)

15 41,7 37 75,5 12 80 64

Mittelstadt
(20.000-<100.000)

17 47,2 10 20,4 3 20 30

Großstadt
(>= 100.000)

4 11,1 2 4,1 0 0 6

Gesamt 36 100 49 100 15 100 100
Verteilung innerhalb der drei Bundesländer 36% 49% 15% 100%
Hinweis: Es wurden nur solche Kommunen zufällig ausgewählt, die bislang keine Leitlinien verabschiedet hatten. Daher tauchen in der
Zufallsstichprobe in Sachsen keine Großstädte auf, da alle drei Großstädte (Leipzig, Dresden, Chemnitz) Leitlinien verabschiedet haben

Für jede in dieser Untersuchung enthaltenen Stadt wurde
zunächst recherchiert, ob dort Planungsverfahren mit Bür-
gerbeteiligung durchgeführt wurden. Ein Planungsverfahren
wurde aber erst in die Untersuchung aufgenommen, wenn es
mindestens ein Element von diskursiver Konsultation (wie
eingangs definiert) beinhaltete. Entsprechend dem eingangs
formulierten Anliegen wurden nur solche Planungsverfah-
ren aufgenommen, die einen Bezug zu Mobilität hatten.
Das können Verfahren sein, die sich ausschließlich auf Mo-
bilitätsthemen konzentrieren (z.B. Entwicklung eines Mo-
bilitätskonzeptes oder Schaffung autofreier Zonen), aber
auch Verfahren, in denen Mobilität ein wichtiger Teilaspekt
ist (z.B. beim Umbau von Straßen und Plätzen oder ei-
nem kommunalen Klimaschutzkonzept). Nicht berücksich-
tigt wurden Lärmaktionspläne, da Mobilität hier oft zu we-
nig berührt ist im Sinne einer Verkehrswende, und Verfah-
ren, die von kommunalen Unternehmen (z.B. Nahverkehrs-
betriebe) durchgeführt wurden. Aufgenommen wurden nur
Planungsverfahren, bei denen die erste Beteiligung frühes-
tens im Jahr 2015 und spätestens 2021 stattgefunden hat.
Berücksichtigt wurden alle Änderungen bis Ende 2022.4

Die Recherche erfolgte in erster Linie durch systema-
tische Prüfung der kommunalen Websites, beginnend bei
Abteilungen mit Verantwortung für Verkehr sowie für Bür-
gerbeteiligung sowie entsprechender Suche auf der Website.
Ergänzt wurde dies stets durch eine Google-Suche mit ein-
schlägigen Suchbegriffen.5 Im Fall der Leitlinienkommunen
wurde zusätzlich im Juli 2020 persönlich Kontakt aufge-
nommen. Die Rücklaufquote lag bei circa 55 Prozent. Im
Rahmen der Nachrecherche im Jahr 2022 konnte jedoch

4 Die aktuelle Datenbasis ist verfügbar unter: https://www.cimt-
hhu.de/ergebnisse/datenbank-beteiligung-mobilitaetsplanung/
(25.01.2024).
5 Stadt und (jeweils) Suchwort: Beteiligung, Partizipation, Dialog,
Konsultation, Mitmachen.

festgestellt werden, dass über die oben beschriebene Online-
Recherche mehr Verfahren gefunden werden konnten als
über diese persönliche Kontaktaufnahme.6 Diese aufwendi-
ge zusätzliche Erhebungsmethode bietet daher für die Iden-
tifikation relevanter Verfahren keinen Mehrwert. Sie bietet
sich stattdessen gegebenenfalls zu einem späteren Zeitpunkt
an, wenn detailliertere Informationen über die zuvor iden-
tifizierten Verfahren gesammelt werden sollen. Eine Über-
sicht über die Erhebungen in den drei Kontexten geht aus
Tabelle 3 hervor.

4 Ergebnisse
Im Folgenden werden die Ergebnisse vorgestellt. Nach ei-
nem Überblick über die Beteiligungsaktivität im Bereich
Mobilität, wird auf die Eigenschaften der Verfahren einge-
gangen sowie auf die Folgen der Verfahren. Alle Ergebnisse
werden dabei zwischen den drei eingeführten Gruppen un-
terschieden, um die Rolle des Kontexts herauszuarbeiten.

4.1 Beteiligungsaktivität der Städte im
Überblick

Abbildung 1 macht deutlich, dass die Beteiligungsaktivität
wesentlich vom kommunalen Kontext abhängt. Im Untersu-
chungszeitraum der sieben Jahre von 2015 bis 2021 hat die
Mehrzahl der ,typischen‘ Städte (Städte ohne Leitlinien) gar
keine diskursive Beteiligung zu einem Mobilitätsthema ge-
startet. Nur ein knappes Drittel hat in diesem Zeitraum über-
haupt (mindestens) einmal die Bürgerinnen und Bürger an
Planungen mit Mobilitätsbezug beteiligt. Ganz anders das

6 So wurden von insgesamt nur vier der über 100 durch die Leitli-
nienkommunen gemeldeten Verfahren nicht durch die Online-Re-
cherche gefunden.
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Tabelle 3 Übersicht über die Erhebungen in den drei Kontexten „Städte mit Leitlinien“, „Städte ohne Leitlinien“ und „Stadtstaaten“

Städte mit Leitlinien
(,beteiligungsaffine‘ Kommunen)

Städte ohne Leitlinien
(,typische‘ Kommunen)

Stadtstaaten

Definition Deutschlandweite Vollerhebung
aller Kommunen, die Leitlinien für
Bürgerbeteiligung verabschiedet
hatten
(Stand Juli 2020)

Zufallsstichprobe aus Kommunen
mit mindestens 5.000 EW, nach
Stadtgröße geschichtet:
– Kleinstädte bis 20.000 EW
–Mittelstädte bis 100.000 EW
– Großstädte ab 100.000 EWa

(ohne Leitlinienkommunen)

Städte, die eigenständige
Bundesländer darstellen

Anzahl Kommunen 80
(ohne Berlin und Bremen)

100 4

geographische Abdeckung Deutschland Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen

Berlin, Bremen, Hamburg

Anzahl mobilitätsrelevanter
Verfahren mit Beteiligung
(2015 - 2021)

205
(in 58 Kommunen)

35
(in 29 Kommunen)

108
(in 3 Stadtstaaten)

a In Sachsen haben alle drei Großstädte (Leipzig, Dresden, Chemnitz) Leitlinien und deshalb gibt es in Sachsen keine Großstädte in der
Zufallsstichprobe

Abbildung 1 Anzahl der diskursivenBeteiligungsverfahren (zumThemaMobilität) pro Stadt mit Beginn
zwischen 2015 und 2021

Bild für die ,beteiligungsaffinen‘ Städte (Städte mit Leitli-
nien), bei denen Beteiligung wie zu erwarten eine deutlich
größere Rolle spielt: Hier haben fast drei Viertel der Städ-
te die Bürgerinnen und Bürger konsultiert, über die Hälfte
sogar mindestens zweimal. Die Stadtstaaten haben allesamt
mehr als fünf solche Verfahren durchgeführt.

Die Analyse der zeitlichen Verteilung der Verfahren in
Abbildung 2 zeigt, dass die ,beteiligungsaffinen‘ Städte
mit Leitlinien ihre Bürgerinnen und Bürger bereits seit
Beginn des Untersuchungszeitraums relativ regelmäßig
und auf konstant hohem Niveau beteiligen, während die
Stadtstaaten mit etwas Verzögerung vor allem seit 2019 bei
Mobilitätsthemen stärker auf Beteiligung setzen. Hingegen
scheint sich in den ,typischen‘ Städten ohne Leitlinien erst

seit einigen Jahren eine stärkere Nutzung partizipativer Ver-
fahren durchzusetzen, allerdings ist die Datenbasis für diese
Gruppe (N = 35) zu gering, um diese Trends sinnvoll inter-
pretieren zu können.

Wie eingangs vermutet, hat die Einwohnerzahl einen Ein-
fluss: Je größer die Stadt, desto häufiger werden Beteili-
gungsverfahren durchgeführt. So zeigt Abbildung 3, dass
in Kleinstädten – von denen es in Deutschland und entspre-
chend auch in unserer Stichprobe von ,typischen‘ Städten
insgesamt deutlich mehr gibt – weniger oft Verfahren durch-
geführt werden. Für die ,typischen‘ Städte ohne Leitlinien
gilt dabei: Nur jede siebte Kleinstadt hat ihre Bürgerinnen
und Bürger überhaupt an Mobilitätsverfahren beteiligt, wäh-
rend jede zweite Mittel- und Großstadt schon einmal eine
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Abbildung 2 Diskursive Beteiligungsverfahren (zum Thema Mobilität pro Jahr)

Abbildung 3 Städte nach Größenklassen im Vergleich von allen Städten und nur solchen Städten, in
denen Beteiligungsverfahren durchgeführt wurden

solche Beteiligung durchgeführt hat. Auch bei den ,betei-
ligungsaffinen‘ Städten mit Leitlinien zeigt sich, dass die
Kleinstädte deutlich seltener beteiligen. Dabei sind Klein-
städte unter den Kommunen mit Leitlinien ohnehin schon
stark unterrepräsentiert. Das heißt, vor allem Mittel- und
Großstädte geben sich Leitlinien für Beteiligung und betei-
ligen in der Folge dann auch häufiger zu Mobilität.

4.2 Eigenschaften der Beteiligungsverfahren

4.2.1 Thematischer Fokus der Beteiligungsverfahren
Schaut man sich die Verfahren und ihren Fokus etwas ge-
nauer an, sieht man, dass bei den ,typischen‘ Städten nur
rund ein Drittel der Verfahren Verkehr oder Mobilität als
Planungsfokus haben, während in den anderen Verfahren
Mobilität nur einen von verschiedenen Aspekten darstellt.

Bei den ,beteiligungsaffinen‘ Städten und Stadtstaaten hin-
gegen konzentriert sich mit 55% bis 60% die deutliche
Mehrzahl der Verfahren ausschließlich auf das Thema Mo-
bilität.

Bezüglich der in den Verfahren thematisierten Verkehrs-
mittel lässt sich feststellen, dass sich in ,typischen‘ Kommu-
nen und in Stadtstaaten besonders viele Verfahren mit dem
Fahrradverkehr beschäftigen (vgl. Tabelle 4) – möglicher-
weise zurückzuführen auf die gewachsene Aufmerksamkeit
für das Thema im planerischen und medialen Diskurs. Im
Vergleich dazu haben relativ wenige Verfahren den ÖPNV
zum Thema, gegebenenfalls ist dies aber auch darauf zu-
rückzuführen, dass die hier genutzten Erhebungskriterien
Verfahren ausschließen, die von den Verkehrsunternehmen
durchgeführt wurden.

Bei den Themen lassen sich Unterschiede erkennen je
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Tabelle 4 Fokus der Verfahren: Verkehrsmittel, räumlicher Bezug und Art der Planung (in %)

Städte mit Leitlinien Städte ohne Leitlinien Stadtstaaten
Verkehrsmittel (Mehrfachauswahl)
Auto 73,2 82,9 75,0
Fahrrad 70,7 94,3 88,0
ÖPNV 60,0 77,2 66,7
Fußwege 69,3 85,7 79,6
Alle Verkehrsmittel 47,8 71,4 62,0
Räumlicher Bezug
Straße 23,4 2,9 24,1
Stadtteil 29,3 20,0 56,5
Stadt 47,3 77,0 19,4
Art der Planung
Konzeptionell 52,7 74,3 41,7
Operativ 47,3 25,7 58,3
N 205 35 108

nach Kommunengruppe: Während in den ,beteiligungsaffi-
nen‘ Städten etwa die Hälfte der Verfahren mit allen gängi-
gen urbanen Verkehrsmitteln befasst war, ist dieser Wert mit
gut 70% in den ,typischen‘ Städten deutlich höher. Dabei
ist wichtig im Kopf zu behalten, dass es in den Leitlini-
enkommunen insgesamt deutlich mehr Verfahren gab. Die
drei Stadtstaaten ordnen sich mit rund 60% in der Mitte
ein. Daraus erwächst die Vermutung, dass Kommunen, die
bisher noch eher weniger Bürgerbeteiligung durchführen,
dazu tendieren, mit verkehrsmittelübergreifenden Verfahren
zu starten, wie etwa Mobilitätskonzepten.

Passend dazu haben ,typische‘ Städte mit 77% einen sehr
hohen Anteil an Verfahren, die sich auf die gesamte Stadt
beziehen, während diese bei den ,beteiligungsaffinen‘ Städ-
ten nur knapp die Hälfte ausmachen. Diese Städte beteiligen
also nicht nur häufiger, sondern haben auch mehr kleinräum-
liche Verfahren. Die Stadtstaaten stechen zunächst heraus,
da sie mit knapp 20% den geringsten Anteil an gesamt-
städtischen Verfahren aufweisen: Der Großteil findet hier
auf der Ebene der Stadtteile bzw. Bezirke statt. Im räumli-
chen Kontext der Großstädte Berlin und Hamburg bedeutet
das aber ebenfalls einen sehr großen Bezugsrahmen mit
vielen Betroffenen. Wirklich kleinräumige Verfahren, die
nur eine einzelne Straße bzw. einen Platz zum Gegenstand
haben, sind in ,typischen‘ Städten eine Ausnahme, in ,be-
teiligungsaffinen‘ Kommunen sowie in Stadtstaaten stellen
sie immerhin knapp eines von vier Verfahren.

Bei den ,typischen‘ Kommunen ist auch der Anteil an
konzeptionellen Verfahren deutlich höher: Drei von vier
Verfahren beziehen sich hier auf eher strategische Pläne an-
statt auf konkrete Maßnahmenplanung, während in ,beteili-
gungsaffinen‘ Städten beide Anliegen in etwa ähnlich häufig
vorkommen. Vorstellbar ist somit etwa, dass viele der ,ty-

pischen‘ Kommunen mit gesamtstädtischen Mobilitätskon-
zepten oder auch Radverkehrskonzepten beginnen, die eher
konzeptionell ausgerichtet sind und sich auf alle Verkehrs-
mittel beziehen. Solche Verfahren gibt es bei den ,beteili-
gungsaffinen‘ Leitlinienkommunen selbstverständlich auch,
allerdings machen sie einen geringeren Anteil aus, da diese
Kommunen zusätzlich noch mehr Verfahren haben, die sich
mit einzelnen Verkehrsmitteln beschäftigen, sich auf einen
kleineren räumlichen Maßstab beziehen und/oder eher kon-
kret ausgerichtet sind. Die Stadtstaaten lassen sich ähnlich
wie die Städte mit Leitlinien einordnen, mit einer relativ
auffälligen Fokussierung auf operative Themen, das heißt
konkrete Maßnahmenplanungen.

4.2.2 Beteiligungsformate
Die Corona-Pandemie hat wesentlich dazu beigetragen, dass
Online-Elemente mittlerweile kaum mehr aus Beteiligungs-
verfahren wegzudenken sind. Seit dem Start der Pandemie
im Jahr 2020 hat ein Großteil der Verfahren teilweise oder
ausschließlich Online-Elemente genutzt (vgl. Abbildung 4).
Das kann beispielsweise eine Online-Plattform mit Karte
oder ein digitaler Workshop sein. Bis dahin waren sowohl
in den ,beteiligungsaffinen‘ als auch in den ,typischen‘ Städ-
ten zwei von drei Verfahren reine Offline-Formate, wie
z.B. Vor-Ort-Workshops. Die Stadtstaaten setzten hingegen
schon früher auf digitale Elemente.

Nach wie vor zeigt sich aber, dass die ,beteiligungsaffi-
nen‘ Städte noch stärker auf rein analoge Beteiligungsfor-
mate setzen als die ,typischen‘ Städte und die Stadtstaaten.
Trotz der Herausforderungen der Pandemie wurde dort von
den Verfahren, die zwischen 2020 und 2022 begonnen wur-
den, noch immer jedes vierte rein analog durchgeführt. Es
lässt sich vermuten, dass die rein analogen Verfahren ver-
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Abbildung 4 Für die Beteiligung genutzte Kanäle für Beteiligungsverfahren, die vor und nach dem
Start der Pandemie im Jahr 2020 begonnen haben

stärkt in kleinräumlichen und eher konkreten Planungsver-
fahren angewandt werden, und bei solchen Verfahren eher
versucht wurde, sie trotz der Pandemie noch analog oder
zumindest mit analogen Elementen zu erhalten. Zusammen
mit den Ergebnissen aus dem letzten Abschnitt, wonach ,be-
teiligungsaffine‘ Kommunen ihre Bevölkerung eher zu kon-
kreten, kleinräumlichen Planungen beteiligen, lassen sich
so die Unterschiede erklären.

Der Anteil der ,gemischten‘ Verfahren, bei denen sowohl
Online- als auch Offline-Formate zum Einsatz kamen, stieg
in den ,beteiligungsaffinen‘ Kommunen deutlich stärker als
in den anderen Gruppen, während in den ,typischen‘ Kom-
munen der Anteil an reinen Online-Verfahren sehr stark
stieg, die dort vorher gar keine Rolle gespielt hatten. Vermu-
tet werden kann, dass in den ,typischen‘ Kommunen oft we-
niger aufwendige Beteiligungsverfahren mit nur einem Be-
teiligungselement durchgeführt werden, welches dann auf
den digitalen Kanal umgestellt wurde. Auch in den Stadt-
staaten wuchs die Bedeutung der reinen Online-Verfahren
sehr stark, während die Anzahl gemischter Verfahren so-
gar abnahm. Unter Umständen konnten diese aufgrund der
größeren Ressourcen schneller auf die Herausforderungen
der Pandemie und die notwendigen Digitalisierungsbedar-
fe reagieren. So existierten zum Beispiel in Berlin und

Tabelle 5 Teilnehmendenauswahl für die Beteiligungsverfahren (in %, Mehrfachauswahl)

Städte mit Leitlinien Städte ohne Leitlinien Stadtstaaten
Offen 98,5 100,0 98,2
Regelbasiert 13,2 2,9 7,4
Zufallsauswahl 5,4 0 1,0
N 205 35 108

Hamburg7 bereits vor der Pandemie Online-Plattformen, die
zentral vom Land bereitgestellt wurden und somit schneller
verfügbar waren.

In der weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle sind die
Verfahren offen für alle Teilnehmenden, das heißt, es findet
keine Auswahl statt und es gelten auch keine Teilnahmebe-
schränkungen (vgl. Tabelle 5). In den ,typischen‘ Städten
ohne Leitlinien haben alle Verfahren mindestens ein For-
mat, das offen für alle Teilnehmende ist. Nur ein einziges
der 35 Verfahren wird durch ein Beteiligungselement mit re-
gelbasierter Auswahl ergänzt, das heißt, Personen müssen
ein bestimmtes Kriterium erfüllen, um an dem Verfahren
teilnehmen zu können. Bei den Verfahren in den ,beteili-
gungsaffinen‘ Städten und in den Stadtstaaten ist dieser An-
teil deutlich höher, so haben hier über 13% bzw. 7% der
Verfahren Elemente mit regelbasierter Auswahl. In diesen
Kommunen lassen sich auch vereinzelt Verfahren finden,
die Formate mit zufälliger Teilnehmendenauswahl enthal-
ten. Die Unterschiede lassen sich vermutlich mit der stär-
keren Erfahrung sowie Ressourcenverfügbarkeit der Stadt-
staaten und der ,beteiligungsaffinen‘ Kommunen erklären.

7 https://mein.berlin.de/;
https://beteiligung.hamburg/navigator/#/ (11.01.2024).

Raumforschung und Raumordnung | Spatial Research and Planning � (2024) 82/3: 248–263 257

https://mein.berlin.de/
https://beteiligung.hamburg/navigator/#/


L. Mark et al.

Abbildung 5 Verfahrensstatus

4.2.3 Dauer der Beteiligungsverfahren
Insgesamt waren zum Ende des Erhebungszeitraums etwa
85% der Beteiligungsverfahren abgeschlossen, das heißt,
dass die letzte Beteiligungsveranstaltung bereits durchge-
führt worden war (vgl. Abbildung 5). Auffällig ist, dass
nicht zu allen Verfahren Informationen zum Stand des Be-
teiligungsverfahrens verfügbar sind: Bei den ,typischen‘
Städten ist in gut einem von zehn Fällen keine Information
aufzufinden. Die ,beteiligungsaffinen‘ Städte sind hingegen
deutlich transparenter, aber auch hier gibt es noch bei 5%
der Verfahren keine Angaben.

Bezüglich der Dauer (vgl. Tabelle 6) lassen sich nur ge-
ringe Unterschiede zwischen den drei untersuchten Grup-
pen feststellen. Die Beteiligungsverfahren dauerten im Mit-
tel etwa neun Monate (vom ersten bis zum Ende des letzten
Formates), wobei viele Beteiligungsverfahren nur aus einer
einmaligen Veranstaltung bestanden oder innerhalb weniger
Monate abgeschlossen waren. Insgesamt wurde mindestens
die Hälfte der Beteiligungsverfahren innerhalb eines halben
Jahres abgeschlossen. An der Spanne lässt sich allerdings
erkennen, dass einige Verfahren auch sehr lang andauerten,
nämlich teilweise über fünf Jahre.

Tabelle 6 Dauer abgeschlossener Verfahren in Monaten

Städte mit Leitlinien Städte ohne Leitlinien Stadtstaaten
Mittelwert 9,4 8,3 10,2
Median 5 4 6
Spanne 0-64 0-62 0-51
N 179 29 93
Zeitraum bis zum Ende des Beteiligungsverfahrens; 0 Monate für einmalige Veranstaltung

4.3 Folgen der Beteiligungsverfahren

An die Frage der Eigenschaften der Beteiligung schließt
sich die Frage nach den Folgen der Beteiligungsverfahren
an, und zwar konkret in Bezug auf politische oder plane-
rische Entscheidungen. Ob die Ergebnisse in die Planungs-
entscheidung einfließen, ist sehr relevant, da nur über die
Berücksichtigung der Beteiligungsbeiträge im weiteren Pla-
nungsprozess das volle Potenzial von Beteiligung entfal-
tet werden kann, nämlich Mitwirkung der Bevölkerung zu
gewährleisten (Pogrebinschi/Ryan 2018: 149). Die Unter-
suchung des tatsächlichen Einflusses von Partizipation auf
politische Entscheidungen ist aufgrund der Vielzahl konkur-
rierender Einflüsse und möglicher Effekte sehr komplex. An
dieser Stelle kann nur betrachtet werden, ob es überhaupt
eine politische oder planerische Entscheidung gab, die mit
dem jeweiligen Beteiligungsverfahren assoziiert ist.

Zwar wurde, wie zuvor dargestellt, in etwa 85% der Ver-
fahren die Beteiligung abgeschlossen, allerdings ist in ei-
nem substanziellen Teil der Verfahren nicht auffindbar, ob
daraufhin eine damit verbundene politische Entscheidung
getroffen wurde (vgl. Abbildung 6 und Tabelle 7). Dieses
Informationsdefizit trifft auf alle hier untersuchten Kommu-
nen zu. Auch wenn es im Fall der ,typischen‘ Städte am
höchsten ist (für etwas mehr als die Hälfte wurde keine
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Abbildung 6 Politische Entscheidungen als Folgen der Beteiligungsverfahren

Information gefunden), so sind selbst bei den ,beteiligungs-
affinen‘ Städten in vier von zehn Fällen keine Angaben zu
einer Entscheidung auffindbar. Bei den Stadtstaaten ist es
ähnlich. Dennoch wird deutlich, dass die Städte mit Leitlini-
en ihre Beteiligungsverfahren grundsätzlich stärker mit pla-
nerischen Entscheidungen verknüpfen, denn immerhin rund
die Hälfte der Verfahren hat bereits zu einer Planungsent-
scheidung geführt. Ein Teil der Entscheidungen steht auch
noch aus: So waren zum Erhebungszeitraum für die Stadt-
staaten bei fast jeder vierten Beteiligung noch Entscheidun-
gen in Planung. Teilweise dürfte das darauf zurückzuführen
sein, dass diese im Gegensatz zu den ,beteiligungsaffinen‘
Städten mit Leitlinien erst in den letzten Jahren verstärkt
auf Beteiligung gesetzt haben und die Verfahren somit teil-
weise zum Ende der Erhebung gerade erst gestartet worden
waren.

Das wirft zugleich die Frage auf, wie lange Bürgerinnen
und Bürger nach dem Ende der Beteiligungsphase eigent-
lich auf eine politische Entscheidung warten müssen. Zu
erwarten ist, dass die Unzufriedenheit mit den Planenden
sowie der Effektivität der Beteiligung steigt, je länger die
Entscheidungsfindung dauert. Dazu ist die Datenlage relativ
schlecht, da in vielen Fällen keine Entscheidung erfolgt ist

Tabelle 7 Dauer in Monaten bis zur politischen Entscheidung

Städte mit Leitlinien Städte ohne Leitlinien Stadtstaaten
Mittelwert 8,7 4,8 9,1
Median 6 4,5 5
Spanne 0-43 0–14 0-34
N 75

(86% der Verfahren mit erfolgter
Entscheidung)

10
(91% der Verfahren mit erfolgter
Entscheidung)

24
(80% der Verfahren mit erfolgter
Entscheidung)

Nur Verfahren, bei denen eine Entscheidung erfolgt ist

oder diese nicht datiert werden konnte. Deutlich wird eine
große Variation: Manche Entscheidungen erfolgen noch in-
nerhalb eines Monats nach der letzten Beteiligung, manche
benötigen mehrere Jahre. In den ,beteiligungsaffinen‘ Städ-
ten, für die die meisten Daten vorliegen, wurde (mindestens)
die Hälfte der Verfahren innerhalb von sechs Monaten ent-
schieden.

5 Diskussion: Stand der Beteiligung
an kommunaler Mobilitätsplanung

Aus der Gesamtbetrachtung der hier berichteten Ergebnisse
ergeben sich vier übergeordnete Erkenntnisse. Erstens zeigt
sich, dass Bürgerbeteiligung zu Mobilität keine Ausnahme
mehr ist, es wird aber auch deutlich, dass sie sich in der
Breite noch nicht durchgesetzt hat: Selbst in ,beteiligungs-
affinen‘ Kommunen wurde in dem betrachteten 7-Jahres-
Zeitraum in einer von vier solchen Kommunen keine einzige
Möglichkeit zur diskursiven Beteiligung an entsprechenden
Planungen angeboten, obwohl das Thema Verkehrswende
in dieser Zeit massiv auf die politische Agenda gerückt ist
und davon ausgegangen werden kann, dass es Planungsver-
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fahren zu dem Thema gab. Dazu kommt, dass die Mehrzahl
der Städte in Deutschland keine Leitlinien hat und dort die
Bevölkerung deutlich seltener beteiligt wird.

Zweitens ist festzuhalten: Der kommunale Kontext be-
einflusst das Beteiligungsangebot. Insgesamt zeigt die Er-
hebung, dass Städte mit Leitlinien ihre Bürgerinnen und
Bürger deutlich häufiger, öfter und mit vielfältigeren The-
men und Formaten beteiligen. Das bedeutet, dass diese
dort häufiger zu bestimmten Themen wie einzelnen Ver-
kehrsmitteln und einzelnen Straßen oder Plätzen konsul-
tiert werden, mit einer Mischung an digitalen und ana-
logen Angeboten, und gleichermaßen konzeptionelle Plä-
ne als auch operative Maßnahmen zur Diskussion stehen.
Auch wenn fraglich ist, inwieweit Leitlinienkommunen im-
mer den öffentlich formulierten hohen Ansprüchen an Ein-
beziehung der Bürgerinnen und Bürger gerecht werden, so
belegt dieser Befund immerhin, dass ein beteiligungsaffi-
ner Kontext sich tatsächlich auch in messbaren Angeboten
niederschlägt.

Die drei untersuchten Stadtstaaten weisen im Wesentli-
chen ähnliche Beteiligungsangebote wie die ,beteiligungs-
affinen‘ Kommunen auf, was insofern kaum überrascht, da
Berlin und Bremen ebenfalls Leitlinien haben und auch in
Hamburg das Thema einen hohen Stellenwert hat. Die – re-
lativ geringen – Unterschiede zu den Leitlinienkommunen
sind insbesondere häufigere Beteiligung zu Rad- und Fuß-
verkehr, der frühere Einsatz digitaler Formate und ein Fokus
auf Beteiligung an operativer Maßnahmenplanung, die sich
größtenteils aus den spezifischen Mobilitätsstrukturen dicht
besiedelter Metropolen herleiten lassen.

Neben der Beteiligungsaffinität ist die Größe der Städte
der zweite wichtige Kontextfaktor. Mittel- und Großstädte
beteiligen deutlich häufiger als Kleinstädte. In unserer Stich-
probe gab es nur in einer von sieben Kleinstädten eine Betei-
ligung, aber in jeder zweiten Mittel- oder Großstadt. Diese
größeren Städte haben mehr Verkehrsinfrastruktur und Mo-
bilitätsangebote zu planen sowie mehr Ressourcen für die
Organisation von Beteiligung. Zusätzlich sehen diese größe-
ren Städte eher die Notwendigkeit der Institutionalisierung
von Bürgerbeteiligung, und entsprechend finden sich dort
auch mehr Kommunen mit Leitlinien und in der Folge wie-
der mehr Beteiligungsangebote.

Drittens zeigen sich Schwächen der eingesetzten Beteili-
gungsformate. In so gut wie allen Verfahren wird auf Re-
geln zur Teilnahme verzichtet. Der sehr hohe Anteil der
rein selbstselektierten Auswahlprozesse ist besonders be-
merkenswert in Anbetracht der eindeutigen Forschungsla-
ge, die besagt, dass durch solche offenen Rekrutierungs-
prozesse die Teilnehmenden aus sozioökonomischer Sicht
sehr homogen und bestimmte Gruppen systematisch unter-
repräsentiert sind (Verba 2003; Schäfer 2010; Dalton 2017).
Einzig die ,beteiligungsaffinen‘ Städte setzen in rund einem

von zehn Verfahren auf gezielte Auswahl durch regelba-
sierte Teilnahme. Noch selten werden in diesen Leitlini-
enkommunen Losverfahren angewandt (5 von 100 Fällen),
die zumindest teilweise die Beteiligungsungleichheiten re-
duzieren könnten (Bock/Reimann 2021: 197). Damit wird
noch einmal deutlich, dass die Städte mit Leitlinien auf-
grund ihrer größeren Beteiligungserfahrung und -affinität
eine höhere Bereitschaft zur Nutzung alternativer Formate
aufweisen. Es ist anzunehmen, dass diese als Pioniere agie-
ren und solche Innovationen in der Folge auch zunehmend
in den anderen Kommunen erprobt werden.

Auch konnten wir für die Jahre von 2020 bis 2022 bei
den ,typischen‘ Städten und den Stadtstaaten beobachten,
dass rund die Hälfte aller Verfahren ausschließlich online
durchgeführt wurde. Dies steht dem Anspruch entgegen,
eine möglichst große und heterogene Gruppe von Bürge-
rinnen und Bürgern zu erreichen, wofür vielfältige Forma-
te (digital und analog) eingesetzt werden sollten (Böhm/
Büschnig 2013; Alcántara/Bach/Kuhn et al. 2016; Allianz
Vielfältige Demokratie/Bertelsmann Stiftung 2017). Dieser
recht hohe Anteil an reinen Online-Formaten ist mit Si-
cherheit auf die Kontaktbeschränkungen während der Co-
rona-Pandemie zurückzuführen. Auch wenn grundsätzlich
zu begrüßen ist, dass Online-Beteiligung einen festen Platz
im Beteiligungsrepertoire erlangen konnte, so ist zu hoffen,
dass der Anteil reiner Online-Formate wieder sinken wird.
Die Städte mit Leitlinien machen das heute schon vor und
haben selbst unter den (Nach)wirkungen der Pandemie die
Hälfte der Verfahren in einer Kombination durchgeführt.

Viertens zeigt sich in allen Kommunen eine mangelnde
Transparenz über die Ergebnisse und Folgen der Beteili-
gung, wenn nicht gar eine mangelnde Wirkung. Es beginnt
damit, dass sich für 5% bis 10% der Verfahren kein aktu-
eller Stand ermitteln lässt. Noch schwerer wiegt allerdings,
dass häufig unklar ist, ob auf die Verfahren eine damit zu-
sammenhängende politische Entscheidung folgte oder noch
folgen wird: Selbst bei den ,beteiligungsaffinen‘ Kommunen
ist das für vier von zehn Verfahren der Fall, bei den ,typi-
schen‘ Städten sogar für mehr als die Hälfte, obwohl bei
der Kodierung auch solche Verfahren als „entschieden“ ge-
wertet wurden, in denen immerhin Anzeichen dafür gefun-
den wurden, dass eine Maßnahme umgesetzt wurde, auch
wenn die politische Entscheidung selbst nicht gefunden wur-
de. Möglich wäre, dass der Befund zumindest teilweise auf
mangelnde Kommunikation zurückzuführen ist, weil Infor-
mationen zum Verfahrensstand nicht aktualisiert wurden.
Dennoch ist davon auszugehen, dass auf einen beträchtli-
chen Teil der Beteiligungsverfahren keine politische Ent-
scheidung folgte. Eine politische Entscheidung nach einer
Beteiligung kann alleine noch nicht als Beleg für Wirkung
gelten. Häufig bleibt unklar, ob und wie Beteiligungsergeb-
nisse in Entscheidungen eingearbeitet werden. Wenn aller-
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dings gar keine Entscheidung zustande kommt, ist auch die
Beteiligung vermutlich wirkungslos geblieben und die Er-
gebnisse ,verpuffen‘.8

Die (tatsächliche oder wahrgenommene) Folgenlosigkeit
von Bürgerbeteiligung stellt eine ernste Bedrohung für die
Geltungsansprüche lokaler politischer Entscheidungsfin-
dung dar. Gerade die Tatsache, dass bei so vielen Verfahren
in Leitlinienkommunen keine darauf folgende planerische
Entscheidung gefunden wurde, fällt dabei besonders ins Ge-
wicht, da diese Kommunen einen hohen Qualitätsanspruch
an ihre Beteiligungsverfahren gesetzt haben. Die Klärung
nach den Folgen der hier untersuchten Beteiligungsverfah-
ren ist damit eher ein wichtiges Desiderat dieser Studie.
Deren Untersuchung wird regelmäßig die detaillierte Erfor-
schung mithilfe qualitativer Erhebungsmethoden erfordern,
da sich solche Folgen nicht nur in konkret beobachtbaren
politischen Beschlüssen manifestieren. Vertiefende Analy-
sen sollten ergänzend auch die hier im Zentrum stehenden
top down-Verfahren mit solchen Formaten vergleichen,
die von Bürgerinnen und Bürgern initiiert werden. So wä-
re zu klären, ob solche bottom up-Verfahren wie lokale
Proteste oder Bürgerbegehren eventuell eine größere Wir-
kung auf die politische Entscheidungsfindung entfalten. Die
wachsende Zahl von Initiativen zur Durchführung von Rad-
entscheiden, mit der die Kommunen zu mehr Maßnahmen
für eine radfreundlichere Infrastruktur verpflichtet werden,
lässt dies zumindest möglich erscheinen (Lehnert 2021).

Ansätze für zukünftige Forschung könnte auch die Un-
tersuchung weiterer Faktoren sein, die Ausmaß und Ausge-
staltung von Beteiligungsverfahren beeinflussen. Denkbar
wäre die Untersuchung weiterer Bundesländer, die dann ge-
gebenenfalls auch einen Vergleich zwischen Ost- und West-
deutschland ermöglichen. Sinnvoll erscheint auch die Ein-
beziehung von Kreisen, da hierdurch möglicherweise auch
kleinere Gemeinden häufiger Teil von Beteiligungsverfah-
ren sein könnten. Damit ließe sich auch prüfen, inwieweit
das hier dargestellte Bild regionale Abweichungen aufweist.
Insgesamt umfasst unsere Analyse neben den 80 Städten mit
Leitlinien (ohne Berlin und Bremen) aus ganz Deutschland
Daten, die in sechs Bundesländern systematisch erhoben
wurden. Damit wurden von uns Kommunen mit insgesamt
fast 20 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern unter-
sucht, von denen der größte Teil (rund 16,5 Millionen) in
einer Kommune lebt, die seit 2015 mindestens schon ein-
mal ein Beteiligungsverfahren zu mobilitätsbezogener Pla-

8 Natürlich sind auch indirekteWirkungen, wie etwaWirkungen auf
denDiskurs, denkbar. So ist es sogar möglich, dass durch ein Betei-
ligungsverfahren und die darin geäußerten Beiträge dazu führten,
dass beispielsweise ein Projekt abgebrochen wurde. Es ist aller-
dings davon auszugehen, dass dies eher Einzelfälle sind.

nung durchgeführt hat. Doch auch wenn durch unseren for-
schungspragmatischen Ansatz eine vollständige Repräsen-
tativität für ganz Deutschland nicht gegeben ist, so haben
wir keinen Grund zu der Annahme, dass sich die beteili-
gungsförderlichen oder -hinderlichen Mechanismen in den
Bundesländern und Gemeinden unterscheiden, jenseits der
von uns betrachteten Rolle des Kontextes, das heißt der
Rolle von Leitlinien, der Größe der Kommunen oder dem
politischen Gestaltungsrahmen (Stichwort Stadtstaaten).

Wir betrachten die Ergebnisse daher als eine gute An-
näherung an die Beteiligungslandschaft im Mobilitätsbe-
reich in Deutschland. Aufgrund der Erhebungsstrategie ist
es möglich, dass nicht alle Verfahren gefunden wurden,
zum Beispiel weil diese nicht (mehr) online dokumen-
tiert sind. Wir gehen davon aus, dass solche Auslassungen
zufällig sind und damit nicht systematisch das Ergebnis
zu(un)gunsten einer bestimmten Gruppe beeinflussen. Al-
lerdings bedeutet das auch, dass das Ausmaß an Beteiligung
von uns tendenziell unterschätzt wird. Unsere Zahlen sind
daher als eine Art untere Grenze für das Ausmaß an Beteili-
gung zu verstehen. Die dargestellten Unterschiede zwischen
den drei von uns untersuchten Gruppen erscheinen nicht
zuletzt daher plausibel, weil sie theoretisch gut begründbar
sind. Trotz der systematischen Stichprobenziehung und
Erhebung sind gewisse Verzerrungen möglich, da unter
Umständen die höhere Sichtbarkeit der Beteiligungsver-
fahren in Leitlinienkommunen (Stichwort: Vorhabenliste)
dazu führt, dass deren Verfahren häufiger gefunden wur-
den. Auch Verfahren auf gesamtstädtischer Ebene waren
möglicherweise häufiger zu finden als kleinräumliche Ver-
fahren, und solche mit Online-Elementen möglicherweise
einfacher als reine Vor-Ort-Verfahren.

6 Die Zukunft der Beteiligung an der
Mobilitätsplanung

Die für die Verkehrswende nötigen infrastrukturellen, ge-
stalterischen und organisatorischen Anpassungen stellen
gewaltige politisch-administrative Herausforderungen auch
für die kommunale Ebene dar. Hinzu kommt, dass es um
Ausmaß und Mittel dieser Transformation zu gesellschaft-
lichen Konflikten kommt. Es ist unstrittig, dass solche
Entscheidungen, die fundamental in das Leben der Bürge-
rinnen und Bürger eingreifen, in einer Demokratie nicht
ohne deren Beteiligung geplant werden können. Konsultati-
on kann ein Weg sein, diese Konflikte sichtbar zu machen
und gegebenenfalls Lösungen zu entwickeln und sich ein-
ander anzunähern. Dazu reicht formelle Auslegung und
Anhörung nicht aus, sondern es benötigt weitergehende
diskursive Formate, wie sie mittlerweile auch Teil eines
zeitgemäßen Planungsverständnisses sind.
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Vor diesem Hintergrund sind die hier präsentierten Be-
funde durchaus bedenklich. Geht man davon aus, dass in
dem relativ langen Untersuchungszeitraum von 2015 bis
2022 grundsätzlich in allen hier betrachteten Städten irgend-
eine Form von Planung zu Verkehr und Mobilität stattgefun-
den haben muss, so bleibt festzustellen, dass eine weiter-
gehende Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger regelmä-
ßig nur in ,beteiligungsaffinen‘ Städten stattfindet, zu denen
man hier auch die drei Stadtstaaten zählen kann. Die über-
wiegende Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger in Deutsch-
land lebt jedoch in Städten ohne besondere Beteiligungsam-
bitionen und ihnen bleibt in der Regel die diskursive Betei-
ligung an der Mobilitätsplanung verwehrt. Der Mangel an
Mitsprache geht aber noch darüber hinaus. Zum einen errei-
chen die angebotenen Formate nur einen bestimmten Teil
der Bevölkerung, da sie in der Regel selbstselektiv sind und
häufig digital. Zum anderen ist die bloße Durchführung ei-
nes Beteiligungsverfahrens noch nicht gleichbedeutend mit
einer tatsächlichen Mitwirkung. Unabhängig davon, ob die
im Rahmen solcher Verfahren gemachten Vorschläge tat-
sächlich immer sinnvoll sind und konkret umgesetzt werden
sollten, steht außer Frage, dass die Ressourcen, die sowohl
von Politik und Verwaltung als auch von den Bürgerinnen
und Bürgern in solche Beteiligungsprozesse investiert wer-
den, am Ende zumindest in den Planungsprozess einfließen
müssen. Doch bleibt selbst in den Kommunen mit Leitlini-
en, die klare Regelungen und einen Vorbildcharakter haben,
in fast der Hälfte der Fälle unklar, was nach der Beteiligung
konkret passiert ist. Das bedeutet ein ernsthaftes Problem,
nicht nur bezüglich der Transparenz, sondern auch, weil
dieser Befund die Ernsthaftigkeit solcher Verfahren infra-
ge stellt. Wirkungslose Beteiligung bindet Ressourcen und
trägt zur Desillusionierung der Bürgerinnen und Bürger bei,
die sich in solche Prozesse einbringen. Für die Zukunft be-
deutet dies, dass Beteiligung nicht nur häufiger, sondern
auch zielgerichteter eingesetzt werden muss, damit die not-
wendige Verkehrswende gemeinsam gestaltet werden kann.
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